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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Gemass geltendem Recht behélt grundsatzlich jeder Ehegatte bei der Heirat seinen
Namen, ausser das Brautpaar wéhlt einen der Ledignamen als den gemeinsamen
Familiennamen. In jedem Fall jedoch behélt jeder Ehegatte sein bisheriges Kantons-
und Gemeindeburgerrecht. Nationalrat Thomas de Courten (svp, BL) beurteilte diesen
Zustand als unbefriedigend und forderte im Sinne der Transparenz und der einfachen
FlUhrung der Zivilstandsregister, das Biirgerrecht soll dem Namen folgen. Der
entsprechenden parlamentarischen Initiative wurde im April 2016 von der RK-NR Folge
gegeben, jedoch stimmte im August desselben Jahres die RK-SR dem Beschluss ihrer
Schwesterkommission nicht zu. '

Eingetragene Partnerschaften sollen im Einbiirgerungsverfahren mit Ehen
gleichgestellt werden. Analog zu ausléandischen Personen in einer Ehe soll
auslandischen Personen in einer eingetragenen Partnerschaft die erleichterte
EinblUrgerung anstelle des ordentlichen Einblrgerungsverfahrens offenstehen. Eine
entsprechende parlamentarische Initiative wurde gleichlautend insgesamt funf Mal
eingereicht: Neben der Grunliberalen Fraktion (Pa.lv. 13.418) verliehen auch die BDP-
Fraktion (13.419), die Grune Fraktion (13.420), die SP-Fraktion (13.421) sowie FDP-
Nationalratin Doris Fiala (fdp, ZH; 13.422) dem Anliegen Ausdruck. Die Staatspolitischen
Kommissionen beider Rate gaben im Sommer 2013 bzw. Anfang 2014 den Vorstdssen
Folge und der Nationalrat befasste sich in der Frihjahrssession 2016 als Erstrat mit dem
von der SPK-NR erarbeiteten Entwurf. Gegen den Widerstand der SVP-Fraktion trat die
Volkskammer auf die Vorlage ein und nahm sowohl die Verfassungsanderung als auch
die Anpassung im Burgerrechtsgesetz mit grosser Mehrheit an. Im Herbst 2016
unterstlitzte der Standerat dann einen Sistierungsantrag seiner SPK; man wolle die
Erledigung der parlamentarischen Initiative ,Ehe fur alle® (Pa.lv. 13.468) abwarten.
Nachdem sich im Dezember 2016 auch der Nationalrat flr Sistieren ausgesprochen
hatte, wurde die Behandlung der Initiativen fir voraussichtlich mehr als ein Jahr
ausgesetzt. ?

Da die beiden Rechtskommissionen im Vorjahr geteilter Meinung waren, ob Thomas de
Courtens (svp, BL) Forderung, das Biirgerrecht soll dem Namen folgen, Folge zu geben
sei, hatte im Herbst 2017 der Nationalrat Uber die betreffende parlamentarische
Initiative zu entscheiden. Obschon es die RK-NR war, die der Initiative im Vorjahr Folge
gegeben hatte, beantragte ihre Mehrheit dem Rat nun die Ablehnung. Wahrend es die
Unterstltzer des Anliegens als stossend empfanden, dass nach heute geltendem Recht
ein Familienmitglied vom Blrgerrecht der restlichen Familie ausgeschlossen bleiben
kann, stellte fur die Verfechter der bestehenden Regelung die Beziehung zum Burgerort
etwas Personliches dar, was sich nicht durch Heirat zwangslaufig andern sollte. Dartber
hinaus sei zu verhindern, dass bei einer Ruckkehr zum Ledignamen auch das
Burgerrecht wieder zurlick gewechselt werden musse. Ein weiteres Argument des
Initianten war, dass das Flhren der Zivilstandregister mihsam, aufwendig und komplex
sei, da ohne gemeinsamen Namen oder Blrgerort Familienstrukturen nur schwer
nachzuvollziehen seien. Dem wurde entgegengehalten, dass den Zivilstandbehorden
dank dem elektronischen Personenstandsregister weder Mehraufwand noch Probleme
durch diese Regelung entstiinden. Mit 100 zu 83 Stimmen bei 5 Enthaltungen schloss
sich der Nationalrat schliesslich seiner Kommissionsmehrheit an und gab der Initiative
keine Folge. ®

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2011
NADJA ACKERMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.02.2019
KARIN FRICK

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2001
MARIANNE BENTELI

Privatrecht

Fur Diskussion sorgte eine parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL),
welche durch eine Anderung des ZGB eine Gleichstellung im Namen- und Biirgerrecht
erreichen wollte. Der 2003 eingereichten Initiative war 2004 im Nationalrat Folge
gegeben worden. Die zweijahrige Frist zur Ausarbeitung eines Vorentwurfs wurde dann
2006 bis 2008 verlangert. Der 2009 vorgelegte Entwurf war von der grossen Kammer
dann allerdings an die Kommission zurtickgewiesen worden. Diese legte bereits 2009
einen neuen Entwurf vor, den die grosse Kammer billigte. Diese Uberarbeitete Fassung
sah vor, dass der Ehemann wie die Ehefrau das Recht haben soll, seinen bisherigen
Familienamen dem Nachnamen der Frau voranzustellen, wenn letzterer von den
Brautleuten als Familienname gewahlt wird. Der Standerat schuf 2011 jedoch eine
Differenz, indem er beschloss, dass nach der Eheschliessung grundsatzlich beide
Ehegatten ihren Familienamen behalten kénnen, wenn sie sich nicht fur einen
gemeinsamen Familiennamen entscheiden. Trotz Widerstands vor allem aus den Reihen
der SVP wurde die Modifikation im Nationalrat angenommen. In der Schlussabstimmung
wurde das Bundesgesetz im Nationalrat mit 117 zu 72 Stimmen bei 6 Enthaltungen und
im Standerat mit 32 zu 6 Stimmen bei 5 Enthaltungen angenommen. *

Im Februar 2019 gab die RK-NR mit 17 zu 7 Stimmen einer parlamentarischen Initiative
Stamm (svp, AG) Folge, mit der die Fiihrung eines Doppelnamens wieder ermdoglicht
werden sollte. ®

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Konkrete Forderungen stellte auch der Berner FP-Nationalrat Scherrer. Nach seinen
Vorstellungen sollte eine Ehefiir nichtig erklart werden, wenn ein Ehepartner nicht eine
Lebensgemeinschaft begriunden, sondern die  Vorschriften Uber den
auslanderrechtlichen Aufenthalt umgehen will. Der Bundesrat verwies auf bereits
bestehende Regelungen im Auslénder- und Burgerrecht, gestand aber ein, dass es
dennoch zu Missbrduchen kommen kénne, weshalb er bereit war, die Motion als
Postulat entgegen zu nehmen. Der Vorstoss wurde aber von den SP-Nationalratinnen
Maury Pasquier (GE), von Felten (BS) und Thanei (ZH) bekdmpft und damit vorderhand
der Diskussion entzogen. Gegen ein Postulat Heim (cvp, SO), welches die Einsetzung
einer Arbeitsgruppe verlangte, die Vorschléage ausarbeiten sollte, wie der
Rechtsmissbrauch bei der Eheschliessung zwecks Erlangen und Verlangerung der
Aufenthaltsbewilligung wirkungsvoll bekdmpft werden kann, wurde von Thanei (sp, ZH)
und Vermot (sp, BE) opponiert und dessen Behandlung so ebenfalls auf einen spateren
Zeitpunkt verschoben. ¢

Ausgehend von einer parlamentarischen Initiative Hess (fdp, OW) beschloss der
Standerat einstimmig, auf eigene Faust zwei Licken im Auslénderrecht zu schliessen.
Neu wurde die sogenannte Vorbereitungshaft eingefiihrt. Damit soll verhindert werden,
dass sich illegal anwesende Auslander durch Einreichung eines Asylgesuchs dem
polizeilichen Zugriff entziehen kénnen. Mit dem zweiten Revisionspunkt wurde gegen
die vor allem von rechtsblrgerlichen Kreisen immer wieder angeprangerte Praxis der
Scheinehen zur Erlangung einer Aufenthaltsbewilligung vorgegangen; diese kdnnen
kinftig mit Gefangnis oder Bussen bis 30 000 Fr. geahndet werden. Der Bundesrat
widersetzte sich dem Vorgehen nicht, da er grundsatzlichen Handlungsbedarf
anerkannte, hétte es aber lieber gesehen, wenn diese Fragen erst im Zusammenhang
mit der anstehenden Totalrevision des Auslanderrechts (ANAG, neu AuG) angegangen
worden waren. Auf eine weitere Teilrevision des ANAG zur rechtlichen Besserstellung
von Migrantinnen vor Gewalt in der Ehe, welche der Nationalrat mit der Umsetzung
einer parlamentarischen Initiative Goll (sp, ZH) vorgenommen hatte, weigerte sich der
Standerat einzutreten; der Nationalrat bekraftigte jedoch seinen Willen, diese
Angelegenheit bereits jetzt zu regeln, worauf der Standerat auf seinen ersten Entscheid
zurlickkam, die materielle Behandlung aber bis zum Vorliegen der Botschaft zum neuen
Auslédndergesetz vertagte. ’
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Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament eine Anderung der Vorschriften (iber die
Eheschliessung, mit der Scheinehen und Zwangsheiraten unterbunden werden sollen.
Auslandische  Brautleute mdussen klnftig im  Vorbereitungsverfahren ihren
rechtmassigen Aufenthalt in der Schweiz nachweisen. Zudem sind die Zivilstandsamter
verpflichtet, die zustédndigen Auslénderbehérden zu informieren, wenn sich
Heiratswillige illegal im Land aufhalten. Die neuen Bestimmungen des Zivilgesetzbuches
gehen auf eine parlamentarische Initiative Brunner (svp, SG) zurlick. Der Nationalrat
stimmte in der Frihjahrssession dem Entwurf seiner vorberatenden Kommission zu. Ein
Nichteintretensantrag der SP wurde mit 104 zu 68 Stimmen abgelehnt. Der Standerat
hiess die Vorlage in der Sommersession ebenfalls gut. Auch in der kleinen Kammer
wurden die neuen Bestimmungen von den linken Parteien bekdmpft. Sie machten in der
Debatte  geltend, mit der Anderung werde ein  verfassungs-  und
menschenrechtswidriges Heiratsverbot fir ,Sans-Papiers™ geschaffen.

L'initiative parlementaire réclamant |'égalité du partenariat enregistré et du mariage
devant la procédure de naturalisation a été déposée le 21 mars 2013, simultanément
par plusieurs acteurs: le groupe vert'libéral (13.418), le groupe PBD (13.419), les groupe
écologiste (13.420), le groupe socialiste (13.421) et Doris Fiala du groupe PLR (13.422). Le
texte demande que les couples en partenariat enregistré puissent bénéficier des
mémes droits que les couples mariés en termes d'acquisition et de perte de
nationalité. La CIP-CN a donné suite aux cing initiatives le 30 aott 2013. °

Familienpolitik

Mit einer parlamentarischen Initiative setzte sich der St. Galler CVP-Nationalrat David
unter Berufung auf das Kindeswohl fir das gemeinsame Sorgerecht geschiedener
Eltern fiir ihre Kinder ein. Darauf hin weisend, dass das gemeinsame Sorgerecht einer
der umstrittensten Punkte in der anstehenden Revision des Scheidungsrechts ist und
deshalb noch einer vertieften Behandlung bedarf, beschloss die grosse Kammer, der
Initiative keine Folge zu geben. ™

1994 hatte der  Européaische  Gerichtshof fur  Menschenrechte  einen
Bundesgerichtsentscheid gertgt, mit welchem einem Mann, der den Familiennamen
seiner Frau fuhrt, das Recht verwehrt wurde, den Namen, den er vor der Trauung trug,
dem Familiennamen voranzustellen. Bei seinem Entscheid hatte sich das Bundesgericht
auf den Willen des Gesetzgebers berufen, der bei der Revision des Eherechts der
Achtung der Einheit des Familiennamens Prioritat und nur fir die Ehefrau eine
Ausnahme gestattet hatte. Der damals von der Schweiz formulierte Vorbehalt zur
Europaischen Menschenrechtskonvention ist aber nach Meinung des Européischen
Gerichtshofes mit der in Gleichstellungsfragen offenen Auslegung der Konvention nicht
vereinbar.

Der Bundesrat hatte auf die Rige aus Strassburg mit einer Anderung der
Zivilstandsverordnung reagiert und bestimmt, dass dem Mann die gleiche Mdglichkeit
wie der Frau zugestanden wird, allerdings nur, wenn beide Brautleute vor der
Eheschliessung ein entsprechendes Gesuch stellen, wahrend flr die Frau nach wie vor
die Erklarung genugt, sie wiinsche nach ihrer Verheiratung ihren bisherigen Namen dem
Familiennamen voranzustellen. Nicht die durch diese Regelung letztlich nach wie vor
bestehende Ungleichbehandlung, sondern der Umstand, dass der Bundesrat in
Umgehung der geltenden Normenhierarchie direkt eine Verordnung angepasst hatte,
ohne dem Parlament eine diesbezlgliche Gesetzesanderung vorzulegen, bewog
Nationalratin Sandoz (Ip, VD) zu einer parlamentarischen Initiative, welche verlangt, dass
die Bestimmungen des ZGB uUber den Familiennamen der Ehegatten so geéndert
werden, dass die Gleichstellung von Mann und Frau gewahrleistet wird. Allerdings fuhrt
der Text der Initiative nicht aus, in welcher Form die Gleichstellung sicherzustellen sei.
Der Nationalrat folgte den Erwagungen seiner Rechtskommission, wonach eine politisch
so heikle Frage nicht allein auf dem Verordnungsweg hatte geregelt werden durfen, und
nahm die Initiative stillschweigend an. ™

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.04.1999
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.04.1999
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.09.1999
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2000
MARIANNE BENTELI

Das revidierte Eherecht, das auf Anfang 1988 in Kraft gesetzt wurde, hatte die
Gleichstellung von Frau und Mann zum Ziel. Ganz konnte dieses Anliegen damals jedoch
nicht umgesetzt werden; zu emotional verlief die Auseinandersetzung und zu gross war
die Angst vor der traditionalistisch-konservativen Gegnerschaft und dem von ihr
angekindigten Referendum. So wurden schliesslich Kompromisse beim Familiennamen
und beim Biirgerrecht hingenommen. Das einzige Zugestandnis war flr die Frauen,
dass sie ihren Familiennamen beibehalten und jenem des Ehemannes voranstellen
durfen; die Kinder erhalten aber ausnahmslos den Familiennamen und das Blrgerrecht
des Vaters. In der Zwischenzeit stiess diese Ungleichbehandlung der Geschlechter auf
zunehmende Kritik und wurde sogar vom Européischen Gerichtshof fur
Menschenrechte gerlgt. Dieser Umstand hatte (allerdings vorab aus formaljuristischen
Griinden) die inzwischen aus dem Parlament ausgeschiedene Nationalratin und
Rechtsprofessorin Sandoz (Ip, VD) bewogen, eine parlamentarische Initiative mit der
Forderung einzureichen, die Bestimmungen des ZGB seien so zu andern, dass die
Gleichstellung von Frau und Mann gewahrleistet wird.

Der Nationalrat hatte die Initiative nach deren grundsatzlicher Gutheissung seiner
Rechtskommission zur vertieften Ausarbeitung zugewiesen. Diese legte 1997 ihre
Vorschlage vor. Danach sollen im Regelfall beide Ehegatten ihren Namen weiterfiihren
und sich nur fiir die Kinder auf einen gemeinsamen Familiennamen einigen. Wenn
beide den gleichen Namen tragen méchten, kdnnen sie entweder jenen des Mannes
oder jenen der Frau wéhlen. Der mit dem neuen Eherecht eingeflihrte Doppelname
ohne Bindestrich hat in diesem Konzept keinen Platz mehr. Die Kommission ging sogar
noch einen Schritt weiter als die Initiantin und merzte auch beim Kantons- und
Gemeindebiirgerrecht die Ungleichbehandlung von Mann und Frau aus: Die Heirat soll
klinftig keine Auswirkungen mehr auf das Blrgerrecht haben, und die Kinder sollen das
Birgerrecht jenes Elternteils erhalten, dessen Namen sie tragen.

Der Bundesrat unterstitzte zwar die Stossrichtung dieser Vorschlage, mochte sich
jedoch mit dem Verzicht auf den Doppelnamen nicht einverstanden erklaren. Als
Begrindung flhrte er an, der Doppelname habe sich in der Praxis bewahrt;
insbesondere entspreche er dem Bedurfnis, die Namenskontinuitat und damit die
Personlichkeitsrechte der Frauen zu wahren, gleichzeitig aber die Verbundenheit der
Eheleute untereinander und mit ihren Kindern im Namen auszudriicken. ™

In der Augustsession brauchte der Nationalrat nur gerade zwei Stunden, um sich voll
und ganz der Linie seiner Kommission anzuschliessen. Die Beibehaltung des bisherigen
Namens wird - vorausgesetzt, dass der Stéanderat ebenfalls zustimmt - zum Normalfall,
denn jede Losung in Richtung eines gemeinsamen Familiennamens bedurfte neu einer
Erklarung vor dem Standesamt. Die Doppelnamen werden wieder abgeschafft. Beim
Familiennamen der Kinder missen sich die Eltern auf den einen oder anderen Namen
einigen. Heiraten Eltern erst, nachdem ihre gemeinsamen Kinder das 14. Altersjahr
erreicht haben, so kdnnen die Jugendlichen den Familiennamen selber wahlen. Diese
Bestimmung war fur CVP-Fraktionschef Maitre (GE) Anlass, noch einmal von einem
absurden Gesetz zu sprechen, welches das Zivilstandsregister zu einem
»Selbstbedienungsladen™ verkommen lasse. Trotz Gegenstimmen aus der CVP wurde die
ZGB-Anderung sowohl beim Familiennamen als auch beim Birgerrecht mit 92 zu 24
Stimmen deutlich angenommen. ™

Der Standerat Ubernahm weitgehend die Vorschlage des Nationalrates zur
Gleichstellung von Frau und Mann beim Familiennamen und beim Blrgerrecht. In einem
wichtigen Punkt folgte er allerdings dem Bundesrat. Einstimmig beschloss er,
Doppelnamen weiter zuzulassen, um die Einheit der Familie zu unterstreichen. Zudem
nahm er gegeniiber dem Nationalrat eine Anderung beim Familiennamen der Kinder
unverheirateter Paare vor. Diese sollen grundsatzlich den Namen der Mutter tragen; bei
gemeinsam wahrgenommenem Sorgerecht sollen die Eltern auch den Namen des Vaters
wéhlen durfen. ™
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Die Gleichstellung von Frau und Mann beim Familiennamen und beim Blrgerrecht erlitt
in der Schlussabstimmung der Rate eine nicht vorhergesehene Totalniederlage; damit
wurde eine Vorlage verworfen, die das Parlament selber erarbeitet und insgesamt
funfmal grundsatzlich gutgeheissen hatte. In der Differenzbereinigung schwenkte der
Nationalrat auf die Linie von Bundes- und Stédnderat ein, welche die Doppelnamen als
Zeichen der Einheit der Familie weiter zulassen wollten, beschloss aber, dass bei
Uneinigkeit der Eltern Uber den Familiennamen die Vormundschaftsbehdrde
entscheiden sollte. Diese als verwirrlich und etatistisch kritisierte Losung fand
schliesslich keine Mehrheiten mehr. Angefiuhrt von der CVP, welche das neue
Namensrecht als Frontalangriff auf die Familie einstufte, bodigte der Standerat die
Gesetzesanderung diskussionslos mit 25 zu 16 Stimmen, der Nationalrat, dem die
Angelegenheit immerhin ein paar kurze Erklarungen wert war, mit 97 zu 77 Stimmen. ¢

Mit 131 zu 18 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Nabholz
(fdp, ZH) Folge, welche verlangt, die im neuen Scheidungsrecht fur nicht
einvernehmliche Scheidungen geforderte Trennungszeit von vier auf zwei Jahre zu
reduzieren. Fachleute (Richter und Anwélte) hatten seit Inkrafttreten des neuen
Gesetzes (1.1.2000) wiederholt kritisiert, die lange Trennungszeit werde vom
scheidungsunwilligen Partner (meistens der Frau) oft dazu missbraucht, Zugestédndnisse
in den Bereichen Finanzen und Kinder abzundtigen. Die vierjahrige Trennungsfrist
kénne zudem auch zur Umgehung auslanderrechtlicher Bestimmungen dienen. Das
Anliegen der Initiative wurde zur Erarbeitung einer konkreten Vorlage an die
Rechtskommission des Nationalrates Gberwiesen. Eine Minderheitsmotion Thanei (sp,
ZH), die eine Differenzierung der Trennungsfristen nach Ehedauer verlangte, da flr
Frauen mit Kindern eine langere Frist bis zur Scheidung einen besseren Schutz biete,
wurde mit 125 zu 21 Stimmen abgelehnt.

Einstimmig und im Einvernehmen mit dem Bundesrat hiess der Nationalrat die in
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative vorgenommene Anderung des
Zivilgesetzbuches gut, welche die Trennungszeit im Fall einer nicht einvernehmlichen
Scheidung von vier auf zwei Jahre reduziert. Die léngere Trennungszeit war
ursprunglich zum Schutz von Frauen mit Kindern in die Revision des Eheschliessungs-
und Scheidungsrechts aufgenommen worden, die 2001 in Kraft trat. In der Praxis hatte
sich aber immer wieder gezeigt, dass dies oft zu unhaltbaren Zustanden fihrte und
nicht selten auch zur ,Erpressung” des Scheidungswilligen durch den Ehepartner, der
sich einer Scheidung widersetzt. Der Standerat stimmte oppositionslos zu. ®

1994 hatte die damalige Nationalratin Sandoz (Ip, VD), mehr aus formaljuristischen denn
aus gleichstellungspolitischen Griinden, mit einer gutgeheissenen parlamentarischen
Initiative verlangt, es sei die vollige Gleichstellung von Frau und Mann beim
Familiennamen sicherzustellen. Das Parlament hatte daraufhin eine Vorlage
ausgearbeitet, welche auch das Birgerrecht und den Familiennamen der Kinder
einschloss. Wegen der Vielzahl der méglichen Namensoptionen und der Regelung, dass
bei Nichteinigkeit der Eltern die Vormundschaftsbehérde Uber den Familiennamen der
Kinder entscheiden sollte, wurde der Entwurf 2001 in der Schlussabstimmung aber von
beiden Kammern abgelehnt. 2003 hatte Leutenegger Oberholzer (sp, BL), ebenfalls mit
einer parlamentarischen Initiative, die Angelegenheit wieder aufgenommen. Ihr
Begehren schloss von Anfang an das Biirgerrecht und den Familiennamen der Kinder
ein. Obgleich die Initiative die Form einer allgemeinen Anregung hat, gab Leutenegger
Oberholzer gewisse Leitlinien fur die konkrete Umsetzung vor. So sollte gepruft werden,
ob der behordlich verordnete Namenswechsel bei der Eheschliessung zweckmassig ist,
da dies zwangslaufig wie in der verworfenen Vorlage zu einer Grosszahl von
Namensoptionen fuhrt. Flir den Fall der Nichteinigung der Eltern sollte eine
abschliessende gesetzliche Regelung getroffen werden, um behérdliche Entscheide zu
vermeiden. Der Nationalrat gab der Initiative im Berichtsjahr diskussionslos Folge. "
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MAGDALENA BERNATH

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 156.03.2006
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.2009
ANDREA MOSIMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2011
ANITA KAPPELI

Nach ausfuhrlicher Diskussion Uberwies der Nationalrat mit 136:44 Stimmen gegen den
Widerstand eines Teils der Linken ein Postulat Wehrli (cvp, SZ), welches verlangt, dass
unverheiratete und geschiedene Eltern in der Regel das gemeinsame elterliche
Sorgerecht fir die Kinder erhalten sollen, auch wenn ein Elternteil nicht damit
einverstanden ist. Gemass geltender Praxis erhalt bei einer Trennung meistens die
Mutter das Sorgerecht zugesprochen, was laut Wehrli Manner bevorteile, die sich vor
der Verantwortung fur ihre Kinder driicken und die schlechte Beitragszahler sind. Einige
SP- und grine Nationalratinnen und Nationalrate hatten gefordert, nicht nur von der
elterlichen Sorge als Recht zu sprechen, sondern als verbindliche Pflicht, welche auf
beide Elternteile gleich zu verteilen sei. 2°

2004 hatte eine Nationalfondsstudie festgestellt, dass Frauen beim Aufteilen der
Pensionskassengelder nach der Scheidung meist den Kirzeren ziehen. Eine Studie des
Bundesamts flr Justiz machte spéater weitere Méngel aus - etwa beim Kinderschutz.
Zwei Mitglieder der SP-Fraktion im Nationalrat (Thanei, ZH und Sommaruga, GE) hatten
daraufhin zwei parlamentarische Initiativen eingereicht, die eine Anderung des ZGB in
dem Sinn verlangten, dass im Scheidungsfall im Bereich der beruflichen Vorsorge eine
effektive Gleichbehandlung erreicht wird. Der vorberatenden Kommission gingen die
ausformulierten Begehren zu weit, weshalb sie dem Plenum Ablehnung der beiden
Initiativen beantragte. Sie deponierte aber eine Motion, welche den Bundesrat
beauftragt, den Reformbedarf im Bereich des Vorsorgeausgleiches und der
Kinderbelange abzuklaren und dem Parlament die erforderlichen Revisionsvorschlage
zu unterbreiten. Der Bundesrat erklarte sich bereit, die Motion entgegenzunehmen.
Obwohl das heutige Scheidungsrecht erst seit Januar 2000 in Kraft sei, bestehe in
einigen Bereichen Handlungsbedarf. Vor allem beim gemeinsamen Sorgerecht fur
Kinder gebe es ernste Fragen zu |6sen. Heute kénne dieses praktisch nur erteilt werden,
wenn beide Eltern zustimmten. Auch beim Vorsorgeausgleich gebe es Probleme. Dass
die Pensionskassengelder hélftig aufgeteilt werden mussen, sei zwar unbestritten. Doch
Schwierigkeiten gebe es beispielsweise beim Berechnungszeitpunkt und bei
internationalen Scheidungen. Der Bundesrat warnte aber auch vor zu grossen
Erwartungen. Gerade das Sorgerecht wecke bei den Betroffenen grosse Emotionen,
und der Gesetzgeber koénne kaum je allen Erwartungen gerecht werden. Die
parlamentarischen Initiativen wurden klar abgelehnt, die Motion stillschweigend
angenommen. Der Standerat stimmte ebenfalls diskussionslos zu. %'

Abgelehnt hat die grosse Kammer dagegen eine parlamentarische Initiative Hofmann
(sp, AG), welche verlangte, den Pflichtteil der Nachkommen kiinftig ungeachtet des
Zivilstandes des versterbenden Elternteils zu berechnen. Ebenfalls verworfen wurde
eine parlamentarische Initiative Thanei (sp, ZH). Mit dieser sollte erreicht werden, dass
in Scheidungsféllen, wo das Familieneinkommen nicht fur die Deckung der Bedurfnisse
zweier Haushalte ausreicht, der Fehlbetrag nicht einseitig der unterhaltsberechtigten
Partei aufgeblrdet, sondern gleichméssig auf beide Parteien verteilt werden wirde. Da
die Flrsorgegelder, die zur Deckung des Defizits ausgerichtet werden, zurtickzuzahlen
sind, sobald die betroffenen Personen Uber mehr Mittel verflgen, wird der
unterhaltsberechtigte Lebenspartner nach geltendem Recht benachteiligt. Wenn er
sich wirtschaftlich erholt, muss er némlich die gesamten Fursorgeleistungen
zurlickerstatten, wéhrend der andere Partner befreit ist. %

Die parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) zur Neuregelung des
ehelichen Namensrechts stand im Berichtsjahr im Standerat zur Debatte. Das Vorhaben
hatte zum Ziel, die Gleichstellung der Ehegatten zu gewahrleisten. Zudem sollte die
Wahl des Familiennamens flr die Kinder den Eltern Uberlassen werden; eine gesetzliche
Regelung sollte nur bei Uneinigkeit zum Tragen kommen. Der Nationalrat hatte die
parlamentarische Initiative bereits 2009 behandelt und mit einer Rickweisung an die
RK-NR auf eine umfassende Neuregelung des Namensrechts verzichtet. Die RK-SR
entschied jedoch, den ersten, umfassenden Entwurf der RK-NR zu beraten. Der
Standerat beschloss im Juni ohne Gegenstimme, auf die Vorlage einzutreten. Die RK-SR
brachte verschiedene Antrage ein, welchen der Rat geschlossen folgte. Der Standerat
sprach sich daflir aus, dass beide Ehegatten ihren jeweiligen Namen behalten kénnen.
Falls gewtinscht, kénnten sie aber auch einen gemeinsamen Familiennamen wéhlen -
denjenigen der Frau oder des Mannes. Fur die Kinder soll ein Familienname von den
Brautleuten gewahlt werden, der bis ein Jahr nach der Geburt des ersten Kindes noch
geandert werden konnte. Im Gegensatz zum Nationalrat war die Beratung in der kleinen
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Kammer von grosser Einigkeit und Sachlichkeit gepragt. Der Stdnderat nahm den
Entwurf mit 38 zu O Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Dieser stéanderéatliche Entwurf ging
im Herbst zurlck an den Nationalrat, wo wiederum eine ausfihrliche Debatte stattfand.
Eine Minderheit Nidegger (svp, GE) verlangte, am nationalrétlichen Minimalentwurf
festzuhalten, weil ein gemeinsamer Familienname die Identitét festige und der
progressive Entwurf des Standerates einer ,a la carte’-Namensldsung gleichkomme.
Gefordert wurde zudem in zwei Minderheitsantragen eine Regelung im Falle von
Uneinigkeit: Familien sollten bei Dissens Uber den Familiennamen ihren Kindern
zwingend den Namen des Brautigams geben mussen. Sdmtliche Minderheitsantrage
wurden jedoch von einer Mitte-Links Mehrheit abgelehnt. In der Schlussabstimmung
wurde die neue Gesetzgebung im Nationalrat mit 117 zu 72 Stimmen und im Sténderat
mit 32 zu 6 Stimmen angenommen. %

Der Nationalrat schrieb in der Herbstsession eine parlamentarische Initiative Hubmann
(sp, ZH) zur Anderung der Rentenzahlungen nach Eintritt eines Vorsorgefalls fiir
Geschiedene ab. Dieser Entscheid erfolgte auf Anraten der nationalratlichen
Rechtskommission, welche zu bedenken gab, dass der Bundesrat bereits einen
Vorentwurf zur Anpassung des Gesetzes in die Vernehmlassung gegeben habe und
dieser danach vom EJPD angepasst und voraussichtlich 2012 dem Bundesrat
unterbreitet werden wirde.

Les Vert'libéraux ont déposé une initiative parlementaire « Le mariage pour tous ». Les
Vert'libéraux ont également souhaité s’opposer a la proposition du PDC d’ancrer dans
la Constitution le mariage en tant qu’institution entre un homme et une femme. #

Apres que les commissions des affaires juridiques des conseil national et des Etats
(CAJ-CN et CAJ-CE) se sont prononcé en faveur d'une entrée en matiere sur I'initiative
parlementaire vert'libérale intitulée Le mariage civil pour tous , le Conseil national a, a
son tour, débattu sur le texte lors de la session d'été 2017. Une majorité souhaitait
prolonger le délai de traitement de deux ans, tandis qu'une minorité voulait simplement
classer l'initiative. La prolongation de deux ans permettrait selon la CAJ-CN d'obtenir
de nouvelles informations sur une éventuelle mise en ceuvre de la part de
I'administration. Les députées et députés opposés au texte proviennent principalement
de I'UDC et du PDC. Le conseiller national agrarien Yves Nidegger (udc, GE) estime
qu'une telle initiative pourrait entrainer des «choses dangereuses» telles que la
polygamie ou I'adoption pour les couples homosexuels. Elle serait également inutile,
puisque le partenariat enregistré existe depuis plus de dix ans. Le mariage doit, selon le
Genevois, rester hétérosexuel, puisque son étymologie transmet I'idée que c'est
I'institution servant pour la femme a transmettre la vie et qu'appliquer ce mot a des
unions qui ne la transmettent pas serait «une absurdité». Ces arguments n'ont pas
provoqué de réponse au sein de la chambre basse, qui s'est prononcée en faveur de la
prolongation du délai par 118 voix contre 71 avec 2 abstentions. %

Le Conseil national a prolongé une deuxieme fois le délai imparti pour le traitement de
I'initiative parlementaire vert'libérale concernant le mariage civil pour tous. Elle pourra
étre traitée d'ici a I'été 2021. 7/
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kirchen und religionspolitische Fragen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE Mittels einer parlamentarischen Initiative Zanetti (svp, ZH) wurde gefordert, dass Art. 97

agﬁﬂ: égi%émg Abs. 3 ZGB aufgehoben wird. Dieser besagt, dass eine religidse Eheschliessung nicht vor
der Ziviltrauung durchgefihrt werden darf, was geméass dem Initianten einer
Diskriminierung der religiosen Eheschliessung gleichkomme. Die RK-NR hatte in ihrem
Bericht vom Juli 2018 kein Folgegeben beantragt (20 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung)
und stutzte diesen Entscheid auf die Schutzfunktion, die dem Primat der Ziviltrauung
zugrunde liegt. Eine fir die Herbstsession 2018 geplante Abstimmung in der grossen
Kammer erlbrigte sich jedoch, da Zanetti die Vorlage unbegrindet zurtckzog. %
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